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Parteien

Parteien

Mit zwei neuen Kommunikationskanälen sorgte die SP im Herbst 2022 für einige
Aufmerksamkeit. Die NZZ ortete gar eine «veritable Medienoffensive der SP». Auslöser
war einerseits die Lancierung des Podcasts «Meyer:Wermuth», in dem die Co-
Vorsitzenden der Partei, Mattea Meyer und Cédric Wermuth, einmal pro Woche jeweils
drei aktuelle Themen diskutieren und in Kurzantworten auf ausgewählte
Publikumsfragen eingehen. Damit solle die SP-Politik auf interessante Art vermittelt und
die Entscheidungsfindung in der SP-Spitze besser nachvollziehbar gemacht werden,
wurde Meyer in der Presse zitiert. Der neue Kanal sei nicht Teil der SP-
Kommunikationsstrategie für die Wahlen 2023, sondern ein längerfristiges Vorhaben,
dass sich die beiden schon bei ihrer Wahl ins Co-Präsidium 2020 vorgenommen hätten.
Als zweiten Teil der SP-«Medienoffensive» nannte die NZZ das ebenfalls neue Online-
Magazin «Direkt», eine Website, auf der die Partei politische, wirtschaftliche und
gesellschaftliche Themen im In- und Ausland aus sozialdemokratischer Perspektive
behandelt.

Mit ihren Bemühungen, mithilfe neuer Kommunikationsmassnahmen direkt – ohne
Umweg über klassische Medien – an die Bürgerinnen und Bürger zu gelangen, war die SP
indessen nicht allein. Lorenz Furrer von der PR- und Lobbyagentur Furrerhugi wies
gegenüber dem Tages-Anzeiger darauf hin, dass Firmen schon seit einigen Jahren
zunehmend auf eigene Newsrooms setzten. Nun werde dies «auch in der Politik [zum]
Zeitgeist». Denn so könne eine Partei, eine Politikerin oder ein Politiker gezielt eigene
Themen bewirtschaften und die eigenen Zielgruppen bedienen. Wie der Tages-Anzeiger
festhielt, mache dies Teleblocher, «die wohl berühmteste Direkt-Politikersendung in
der Schweiz», seit 2008 mit einigem Erfolg vor. Die wöchentlichen Interviews des
Journalisten Markus Ackeret mit SVP-Stratege Christoph Blocher (svp, ZH) seien 2022
jeweils von mehreren 10'000 Personen angesehen worden.

Auch FDP-Vizepräsident Andri Silberschmidt, seines Zeichens der erste
Bundesparlamentarier mit einer Tiktok-Präsenz, hielt die neuen, direkten
Kommunikationskanäle der SP für «eine schlaue Idee»: Man könne mit solchen Mitteln
Werbung in eigener Sache machen, und zwar nicht nur vor den Wahlen, sondern
nachhaltig. Die FDP versuche dies mit ihrem Magazin «Freisinn» ebenfalls. Er selbst
erreiche mit seinem Tiktok-Kanal momentan 13'000 Follower, mit Sessionsrückblicken
in Videoformat rund 5000 Personen.

Im Allgemeinen nutze die Linke das Internet und Social Media bisher aber wesentlicher
geschickter und erfolgreicher für ihre Kampagnen als die Bürgerlichen, befand die NZZ
in einem weiteren Beitrag vom Herbst 2023. Zwei FDP-Politiker beklagten darin, «die
Linken» hätten im Internet «hochprofessionellen Content, Videos, Bilder und eine
riesige Community, die diesen Content teilt. Wer macht auf unserer Seite diese
Videos,wer hat bei uns Hunderttausende Mail-Adressen?» Gegen diese professionelle
Kommunikation und Kampagnenführung kämen die bürgerlichen Parteien derzeit nicht
an. Die NZZ ortete im bürgerlich-liberalen Lager indessen drei jüngere Initiativen, die
dies ändern sollten: Die «Liberale Aktion für Reform und Ambition (Lara)», den
Nebelspalter und das Institut für Schweizer Wirtschaftspolitik an der Universität
Luzern.
Die Lara-Aktion werde von der «Bonny-Stiftung für die Freiheit» finanziert und bringe
unter der Anleitung der PR-Agentur Farner junge Influencerinnen und Influencer mit
Jungfreisinnigen und Forschenden zusammen. Ziel sei der Aufbau «eine[s] liberalen
Momentum[s] auf Social Media», was aber ein langwieriges Unterfangen werde.
Der Nebelspalter, der 2021 von Markus Somm übernommen und seither durch 70
Investorinnen und Investoren aus dem Umfeld der bürgerlichen Gegnerschaft des EU-
Rahmenabkommens finanziert wird, habe ursprünglich eigentlich hinter einer
Bezahlschranke eine liberale Community aufbauen wollen, biete seine wichtigsten
Formate inzwischen aber kostenlos an: den Newsletter von Somm und den Podcast
«Bern einfach» von Somm und seinem Stellvertreter Dominik Feusi.
Das ebenfalls 2021 gegründete Institut für Wirtschaftspolitik (IWP) wird vom
Wirtschaftsprofessor Christoph Schaltegger und dem vormaligen NZZ-Journalisten
René Scheu geführt, finanziert werden die rund zehn Vollzeitstellen von einer Stiftung.
Schaltegger sagte gegenüber der NZZ, natürlich sei niemand neutral, aber das IWP sei
inhaltlich unabhängig und forsche ergebnisoffen. Gemäss NZZ erhofften sich vom IWP
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allerdings «viele Liberale», auf dem von Bürgerlichen lange vernachlässigten Feld der
Universitäten Boden gutzumachen, denn dieses spiele für die Deutungshoheit in der
öffentlichen Debatte eine zentrale Rolle. Die AZ hielt es für «offensichtlich», dass die
Geldgeberinnen und Geldgeber das IWP deshalb unterstützen, weil Schaltegger und
Scheu für eine liberale Einstellung bekannt seien und von ihnen ein kritischer Ansatz bei
der Untersuchung der Auswirkungen staatlicher Aktivitäten zu erwarten sei. Grosse
Projekte des Instituts untersuchten etwa das Bürokratiewachstum, die Beschäftigung
im öffentlichen Sektor, die Subventionstätigkeit des Bundes oder die
Einkommensverteilung. Ein wichtiges Anliegen des IWP ist gemäss Schaltegger die
öffentliche Vermittlung seiner Erkenntnisse, gerade auch an ein jüngeres Publikum –
einerseits über die klassischen Medien, aber auch mit Videos, Lernplattformen, Social-
Media-Beiträgen und Podcasts. Im Frühjahr 2023 verbreitete es einzelne
Forschungsergebnisse zudem mit einer Plakatkampagne. 1

Parteiensystem

Zweieinhalb Jahre nach den eidgenössischen Wahlen 2019 hatten insgesamt sechzehn
Kantone ihre Parlamente und Regierungen neu bestellt, im März 2022 waren auch die
grossen Kantone Bern und Waadt dazugekommen. In der Presse wurde dies zum Anlass
genommen, um eine Zwischenbilanz über die seit 2019 in den Kantonen eingefahrenen
Gewinne und Verluste der einzelnen Parteien zu ziehen und daraus eine Formkurve
der Parteien abzuleiten sowie ihre Aussichten für die eidgenössischen Wahlen 2023 zu
diskutieren.
Als Haupttrend machten die Medien die Fortsetzung der «grünen Welle» aus: Diese sei
nach den nationalen Wahlen 2019 auch durch praktisch alle Kantone gerollt, indem die
Grünliberalen und die Grünen fast überall Zugewinne erzielten, vielerorts auch in einem
für Schweizer Verhältnisse recht beträchtlichen Ausmass. Ihre Erfolge führten die
Medien vor allem auf ihre Kernthemen Klima und Ökologie zurück, bei der GLP zudem
auf die konsequent europafreundliche Linie der Partei. Insgesamt kamen die Grünen
damit Ende März 2022 auf 264 Sitze in den kantonalen Parlamenten (+48 Sitze und
+2,7% Wählendenanteil seit 2019), die GLP auf 144 (+46 und +2,9%). Mit der FDP (neu
526 Sitze, –28 und –1,1%), der SVP (522, –22 und –1,1%), der Mitte (447, –20 und –1.1%)
und der SP (432, –45 und –2,4%) hatten demgegenüber die vier Bundesratsparteien
allesamt verloren, am stärksten die SP.
Obwohl also der Aufwärtstrend der Grünen anhielt, wies er nicht mehr dasselbe
Ausmass auf wie bei den nationalen Wahlen und den ersten darauffolgenden
kantonalen Urnengängen. In der Konsequenz bedeutete dies erstens, dass nunmehr die
GLP vor den Grünen die am stärksten zulegende Partei war, und zweitens, dass das linke
Lager insgesamt nun nicht mehr wie seit 2019 wuchs, sondern schrumpfte: Die
Zugewinne der Grünen reichten zuletzt nicht mehr aus, um die Verluste der SP zu
(über)kompensieren.
Mit Bezug auf die SP stellten die NZZ und der Tages-Anzeiger fest, dass sich die
Wahlresultate nochmals verschlechtert hatten, seitdem Cédric Wermuth (sp, AG) und
Mattea Meyer (sp, ZH) im Oktober 2020 das Co-Präsidium übernommen hatten. Die SP
habe seither weder die sozial- und wirtschaftspolitische Krisenlage im Zuge der Covid-
19-Pandemie noch Abstimmungssiege etwa im von ihr angeführten Referendum gegen
die Stempelsteuer-Abschaffung in Wahlerfolge ummünzen können. Im Tages-Anzeiger
wurden zwei mögliche Erklärungen für das Formtief der SP genannt: die parteiinternen
Konflikte in der Europapolitik und eine «ideologische Verengung», durch die der
sozialliberale Parteiflügel nur noch wenig wahrgenommen werde und die
entsprechenden Wählendengruppen nicht mehr abgeholt werden könnten.
Die Mitte wiederum schien an den Wahlurnen nicht nennenswert vom neuen
Parteinamen und der Fusion zwischen CVP und BDP profitieren zu können, sondern
befand sich in einem unverminderten Abwärtstrend – zuletzt auch in der einstigen
BDP-Hochburg Bern.
Was die Rückschlüsse auf die nationalen Wahlen 2023 betrifft, relativierten sowohl die
AZ als auch die NZZ: Die Ergebnisse der kantonalen Wahlen liessen sich nicht einfach
auf die nationale Ebene übertragen. So seien die FDP und die Mitte in den Kantonen
traditionell stärker, während die Parteien an den politischen Polen bei nationalen
Wahlen besser mobilisieren könnten. Ohnehin könne sich die Grosswetterlage bis im
Oktober 2023 noch ändern, etwa als Folge des russischen Angriffskriegs gegen die
Ukraine; je nach dessen weiterem Verlauf könnte beispielsweise die SVP mit ihren
Kernthemen Flüchtlingspolitik, Neutralität und Europa wieder auf mehr Resonanz
stossen.

Sehr unterschiedliche Interpretationen lieferten die Medien zur elektoralen
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Entwicklung der politischen Lager: Die WOZ fand, es sei weiterhin ein «Linksrutsch»
festzustellen, weil das rot-grüne Lager seit 2019 immer noch im Plus liege. Die Aargauer
Zeitung betonte dagegen, dass es zwischen dem linken, dem rechten und dem
Zentrums-Lager über alle Kantone hinweg insgesamt nur geringe Verschiebungen gebe;
die wesentlichen Umwälzungen spielten sich vielmehr innerhalb der «Blöcke» ab (im
Zentrum eine Stärkung der GLP und eine Schwächung der Mitte, im linken Lager eine
Stärkung der Grünen und eine Schwächung der SP). Die NZZ und der im Tages-Anzeiger
zitierte Politologe Claude Longchamp wiederum stellten in den Vordergrund, dass das
rot-grüne Lager zuletzt und das nationalkonservative Lager mit der SVP schon seit
Längerem gewisse Verluste verbucht hätten, während das politische Zentrum dank der
GLP unter dem Strich zulege. Damit sahen sie einen lang anhaltenden Trend in der
Schweizer Politik – das Wachstum der beiden politischen Pole auf Kosten des Zentrums
– vorerst gebrochen. 2

1) Website des Instituts für Wirtschaftspolitik, Stand vom 2.8.23; NZZ, 4.10.22; NZZ, TA, 26.10.22; AZ, 1.7.23
2) Tages-Anzeiger online, 28.3.22; LT, 24.1.22; NZZ, 14.3.22; NZZ, TA, 29.3.22; AZ, NZZ, 30.3.22; WOZ, 7.4.22
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